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Stellungnahmen mit Hinweisen, Anregungen oder Bedenken 

o EWE NETZ GmbH mit Schreiben vom 29.06.2022 

o Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband mit Schreiben vom 11.07.2022 

o Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg 

mit Schreiben vom 12.07.2022 

o Handwerkskammer Oldenburg mit Schreiben vom 13.07.2022 

o Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie mit 1. Schreiben vom 13.07.2022 

o Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie mit 2. Schreiben vom 14.07.2022 

o Haaren-Wasseracht mit Schreiben vom 21.07.2022 

o Landkreis Ammerland mit Schreiben vom 28.07.2022 

o Tiefbau- und Grünflächenamt der Gemeinde Bad Zwischenahn mit Schreiben vom 02.08.2022 

 

 

 

Stellungnahmen ohne Hinweise, Anregungen oder Bedenken 

o PLEdoc GmbH via BIL-Portal mit Schreiben vom 29.06.2022 

o Avacon Netz GmbH mit Schreiben vom 29.06.2022 

o Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg mit Schreiben vom 13.07.2022 

o Landwirtschaftskammer Oldenburg mit Schreiben vom 21.07.2022 

o Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH mit Schreiben vom 22.07.2022 

o Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege – Referat Archäologie mit Schreiben vom 

25.07.2022 

 

 

 

Private Stellungnahmen 

Frau Weers mit Schreiben vom 10.07.2022 

Frau Heidemann mit Schreiben vom 14.07.2022 

 

 

Anlage 

BIL Leitungsauskunft - Zuständigkeiten und Nicht-Zuständigkeiten zur Anfrage vom 29.06.2022 
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 EWE NETZ GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

  

 Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden 
sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

 Die Anregungen und Hinweise werden im Rahmen der Ausführungspla-
nung bzw. Erschließungsplanung berücksichtigt. 

 Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder be-
schädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. 
Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr 
Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 

 

 Das Erdgashochdrucknetz kann durch Näherung Ihrer Baumaß-
nahme beeinflusst werden. Hierfür setzen Sie sich bitte per E-Mail 
mit unserer zuständigen Fachabteilung: 
NOVNetztechnikGW@ewe-netz.de in Verbindung. 

 

 Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung 
unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung 
der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsar-
beiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die aner-
kannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die gege-
benenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versor-
gungsleitungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in 
diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Telekommunika-
tionslinien, Elektrizitäts- und Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 
1998 (von min. 2,2 m) mit ein. Weiterhin kann für die Stromversor-
gung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation einer Trafosta-
tion erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten Stationsplat-
zes (ca. 6m x 4m) möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen 
frühzeitig mit einzubinden. 
Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Ver-
sorgungskonzept umgesetzt wird oder im Schwerpunkt auf den Ein-
satz von fossilen Brennstoffen (z.B. durch Einsatz von Wärmepum-
pen o. ä.) verzichtet werden soll. 

 

 Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE 
NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich 
geregelt. 

 

mailto:NOVNetztechnikGW@ewe-netz.de
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 Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregun-
gen vorzubringen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen 
und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Er-
schließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE 
NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Ver-
sorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Be-
dingungen wesentliche Faktoren. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren be-
rücksichtigt. 

 Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich da-
bei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres 
Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu berücksichtigenden 
Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns Ihnen eine 
stets aktuelle Anlagenauskunft über unser modernes Verfahren der 
Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu 
Entscheidungen auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte 
informieren Sie sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art und 
Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internet-
seite: 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-
abrufen 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

  

 Im Bereich des Plangebietes befinden sich Versorgungsleitungen des 
OOWV. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Berücksichtigung finden sie insbesondere in der Erschließungsplanung, 
die nicht Bestandteil des Bauleitplanverfahrens ist. Das gilt im Besonde-
ren auch für die Aussagen zur Löschwasserversorgung. 
 
 
 
 
 
 
 
  

 Wir bitten Sie sicherzustellen, dass die Leitungen weder mit einer 
geschlossenen Fahrbahndecke, außer in Kreuzungsbereichen, noch 
durch Hochbauten überbaut werden. Außerdem ist eine Überpflan-
zung der Leitungen oder anderweitige Störung oder Gefährdung in 
ihrer Funktion auszuschließen. Um für die Zukunft sicherzustellen, 
dass eine Überbauung der Leitungen nicht stattfinden kann, werden 
Sie gebeten, ggf. für die betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht einzutragen. 

 

 Versorgungssicherheit  
Die entstehenden Grundstücke im Plangebiet können an unser 
Trinkwasserversorgungsnetz angeschlossen werden. Die notwendi-
gen Rohrverlegungsarbeiten und Grundstücksanschlüsse können nur 
auf der Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser (AVBWasserV) des OOWV und unter Berücksichtigung 
des Begleitvertrages für die Gemeinde Bad Zwischenahn durchge-
führt werden. 

 

 Bitte beachten Sie bzgl. der Mindestabstände zu Bauwerken und 
Fremdanlagen sowie die Anforderungen an Schutzstreifen das 
DVGW Arbeitsblatt W 400-1. 

 

 Versorgungsdruck  
Der minimal anstehende Druck für die Bebauung des Plangebietes 
reicht im Regelfall aus, um eine Bebauung mit einem Vollgeschoss 
entsprechend DVGW 400-1 druckgerecht mit Trinkwasser aus unse-
rem Versorgungsnetz zu versorgen. 

 

 Löschwasserversorgung  
Im Hinblick auf den der Gemeinde Bad Zwischenahn obliegenden 
Brandschutz (Grundschutz, NBrandSchG §2) weisen wir ausdrücklich 
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darauf hin, dass die Löschwasservorhaltung kein gesetzlicher Be-
standteil der öffentlichen Wasserversorgung ist und nicht vertraglich 
auf den OOWV übertragen wurde. Eine Pflicht zur vollständigen o-
der teilweisen Sicherstellung der Löschwasserversorgung über das 
öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz besteht für den OOWV 
nicht.  
Laut DVGW W405 umfasst der Löschbereich sämtliche Löschwasser-
entnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300m um das Brand-
objekt. Die vorhandenen Hydranten im Gebiet können je nach Lage 
72 m³/h oder 96 m³/h aus der Trinkwasserversorgung bei Einzelent-
nahme für den Grundschutz des Plangebietes bereitstellen. 

 Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der Herstellung von 
Hausanschlüssen zu vermeiden, sollte der Freiraum für die Leitun-
gen erst nach 75%iger Bebauung der Grundstücke endgültig gepflas-
tert werden. 

 

 Wir weisen darauf hin, dass wir jegliche Verantwortung ablehnen, 
wenn es durch Nichtbeachtung der vorstehenden Ausführung zu 
Verzögerungen oder Folgeschäden kommt. Eventuelle Sicherungs- 
bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Veranlassers o-
der nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durchgeführt 
werden. 

 

 Die Einzeichnung der Versorgungsanlagen in den anliegenden Plä-
nen ist unmaßstäblich. Genauere Auskünfte gibt Ihnen gerne der 
Dienststellenleiter Herr Kaper von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede, Tel: 04488 845211, vor Ort an. 

 Die Hinweise zu den Kontaktmöglichkeiten werden zur Kenntnis genom-
men und im weiteren Verfahren berücksichtigt.  

 Um eine effiziente Bearbeitung der Stellungnahmen sicherzustellen, 
bitten wir Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen per E-Mail an: 
stellungnahmen-toeb@oowv.de zu senden. 
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 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 

  

 der Geltungsbereich liegt ca. 400,00 m nordöstlich zu der Kreisstraße 348 
„Hermann-Ehlers-Straße“ innerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetzten 
Ortsdurchfahrt in der Bauernschaft Ofen. Die o. g. Bauleitplanung dient der 
Schaffung der planrechtlichen Voraussetzungen für die Neufassung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 1/3 Ofen, insbesondere die Überprü-
fung sowie Beordnung des Maßes der baulichen Nutzung in der Bauernschaft 
Ofen. Die Erschließung ist durch die Erschließungsstraßen innerhalb der Bau-
erschaft gewährleistet. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 Der Landkreis Ammerland ist, vertreten durch die Niedersächsische Landes-
behörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV 
- OL), als Straßenbaulastträger der K 348 „Hermann-Ehlers-Straße“ 
unmittelbar betroffen.  

 

 1. Zustimmung der NLStBV - OL zum Bebauungsplan Nr. 170 - Nordweg und 
Heideweg -: 
Es sind keine Vorgaben, Anmerkungen oder Hinweise vorzutragen. 

 

 Ich bitte nach Abschluss des Verfahrens unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Ver-
waltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablichtungen 
der gültigen Bauleitplanung einschließlich Begründung. 

 Die Bitte wird zur Kenntnis genommen und nach Abschluss des 
Verfahrens berücksichtigt.  
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 Handwerkskammer Oldenburg 
Theaterwall 32 
26122 Oldenburg 

  

 Grundsätzlich können wir das Anliegen der Gemeinde Bad Zwischenahn 
nachvollziehen, die Planbereiche zur Sicherung eines einheitlichen städte-
baulichen Siedlungsgefüges in Ofen planerisch zu ordnen. Wir möchten je-
doch darauf hinweisen, dass sowohl von der Aufstellung des Bebauungspla-
nes 170 wie auch von der 87. Änderung des Flächennutzungsplanes mehrere 
Mitgliedsbetriebe der Handwerkskammer betroffen sind, so dass wir insbe-
sondere die Überplanung der beiden langjährig ansässigen Tischlereien 
nicht gutheißen können. Nach unserer Auffassung sollte durch die Bauleitpla-
nung sichergestellt werden, dass beide Betriebe auch weiterhin im genehmig-
ten Umfang tätig werden dürfen. 

 Der Hinweis und die Bedenken werden zur Kenntnis genommen.  

 1) Ammerländer Binsenstühle, Frau Angela Heidemann (ehemals Wilhelm 
Wiechmann) Im Bereich des früheren MI an der Ecke August-Hinrichs-Straße 
/ Feldkamp ist der unter dem Namen "Ammerländer Binsenstühle" bekannte 
und von Frau Heidemann geführte Tischlerei-, Drechsler- und Raumausstat-
terbetrieb ansässig. Im Eigentum von Frau Heidemann stehen die Grundstü-
cke August- Hinrichs-Straße 29 und 31 sowie Feldkamp 1. Der Handwerksbe-
trieb ist seit seiner Gründung im Jahre 1901 in Ofen ansässig. Der Sohn von 
Frau Heidemann plant, den elterlichen Betrieb zu übernehmen und so die 
über 120jährige Familientradition fortzuführen. Die Planungen für diesen 
Standort sollten daher auf lange Sicht erfolgen und nicht darauf ausgerichtet 
sein, den Standort nur noch für eine absehbare Zeit aufrecht zu erhalten. 

 Der Hinweis zum Werdegang der Firma „Ammerländer Binsen-
stühle“ wird zur Kenntnis genommen.  

 Der Betrieb von Frau Heidemann wird unter anderem auch von Lastzügen 
(LKW mit Anhänger, Kran und Gabelstapler) beliefert. Das gelieferte Material 
wird in der Regel mit dem Gabelstapler vom LKW zu den Lagerräumen gefah-
ren. Die vorhandene Absauganlage befördert die Späne usw. in außerhalb 
der Gebäude stehende Säcke. Daneben gibt es auch einen Lackierraum mit 
Belüftungs- und Absauganlage, die ebenso wie die Späneabsaugung Geräu-
sche verursachen. Diese sind regelmäßig während der Arbeitszeiten von 
montags bis freitags, bei Bedarf auch samstags, in Betrieb. Bei höheren Tem-
peraturen wird gelegentlich auch bei offenen Türen gearbeitet, wenn die Luft 
in der Werkstatt zu "schlecht" ist. Neben dem Lieferverkehr ist auch der Kun-
denverkehr nicht zu vernachlässigen. Zum einen bringen private Kunden 
zu bearbeitende Stücke, holen diese ab oder besuchen die Ausstellung. Da-
neben holen auch gewerbliche Kunden gefertigte oder bearbeitete Werkstü-
cke ab, in der Regel mit Sprintern und vergleichbaren Fahrzeugen. Diese An- 

 Die Hinweise zum Anlieferungs- und Personenverkehr, zu den An-
lagen des Unternehmens, sowie zu den Arbeitszeiten werden zur 
Kenntnis genommen.   
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und Abfahrten finden durchgehend die ganze Woche statt, schwerpunktmäßig 
montags sowie freitags und samstags. 

 Um den betrieblichen Standort für die Zukunft zu sichern, regen wir an, das 
im ursprünglichen Bebauungsplan 1/3 ausgewiesene MI, welches die heuti-
gen Grundstücke August-Hinrichs-Straße 29 und 31 sowie Feldkamp 1 - 9 er-
fasst, bestehen zu lassen. So würde - anders als durch eine Festsetzung 
nach § 1 Abs. 10 BauNVO - nicht nur der Schutzanspruch einer einzelnen An-
lage, sondern der des gesamten Mischgebietes erhalten bleiben. Eventuell 
nötige bauliche Erweiterungen wären dann nicht nur ausnahmsweise, son-
dern - im Rahmen der bisherigen Vorgaben - auch regulär möglich. Darüber 
hinaus würden für den Betrieb auf diese Weise innerhalb des MI weiterhin die 
Immissionsrichtwerte für ein MI gelten, während anderenfalls die für ein WA 
gelten würden. Die Beibehaltung des MI würde der Familie Heidemann die 
Möglichkeit geben, den Betrieb den Erfordernisses des Marktes anzupassen 
und den gewerblichen Schwerpunkt nötigenfalls zu ändern oder zu verlagern, 
ohne befürchten zu müssen, dass dies zu einer baurechtlich unzulässigen Si-
tuation führt und der Standort insgesamt gefährdet wird. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Faktisch besteht das Mischgebiet nur in der Planzeichnung, da 
außer des Tischlereibetriebes keine weiteren Nutzungen vorzu-
finden sind, die nicht in einem Allgemeinen Wohngebiet allge-
mein zulässig sind. Das gesamte Plangebiet ist bis auf die zwei in 
der Stellungnahme genannten Betriebe komplett durch eine 
Wohnnutzung geprägt. Die angrenzenden Bebauungspläne sehen 
ebenfalls nur allgemeine Wohngebiete vor. Eine Beibehaltung 
der Ausweisung eines Mischgebietes würde konfliktbehaftet sein, 
da bei Aufgabe der aktuellen Nutzung zukünftige Grundstücksei-
gentümer ein gewisses Maß an gewerblicher Nutzung nachwei-
sen müssten (min. 50%), oder eine „Briefmarkenplanung“ bedeu-
ten vorläge, die jedoch nicht planerisches Ziel der Gemeinde ist 
und für zukünftige Bauleitplanung eine ungewollte Referenzfunk-
tion einnehmen könnte.  
 
Es sind keine Nachteile für die aktuelle Nutzung bzw. dem Grund-
stückseigentümer durch die vorliegende Überplanung zu erwar-
ten. Nach Rechtsprechung bedeutet eine Festsetzung nach § 1 
Abs. 10 BauNVO dass der Betriebsinhaber nicht mit den Nut-
zungsmöglichkeiten vorliebnehmen muss, die ihm sonst nur im 
Rahmen des herkömmlichen Bestandsschutzes verbleiben (im 
Wesentlichen Reparatur- und Erhaltungsmaßnahmen), sondern 
dass er je nach der Maß der getroffenen Regelung weiterhin Er-
weiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerun-
gen vornehmen kann. Vorhandenen Nutzungen werden auf diese 
Weise Entwicklungschancen offengehalten, selbst wenn sie dem 
Charakter des festgesetzten Gebiets an sich fremd sind (vgl. 
BayVGH, B.v. 23.12.2013 – 15 CS 13.1865 – juris Rn. 15).  

 Sofern die Gemeinde Bad Zwischenahn dennoch auf einer Festsetzung nach 
§ 1 Abs. 1 BauNVO besteht, erlauben wir uns den Hinweis, dass eine Fest-
setzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO grundsätzlich anlagenbezogen erfolgen 
soll (so z.B. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 09.08.2013, Az. 8 S 
2145/12, 3. Leitsatz). Für diesen Fall schlagen wir vor, zumindest die bisher 
im Bebauungsplan Nr. 1/3 im MI gelegenen Betriebe im Bebauungsplan 170 
anlagenbezogen darzustellen und festzusetzen, dass Erweiterungen, Ände-
rungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen der in diesen Bereichen an-
sässigen Anlagen und Betriebe allgemein zulässig sind, sofern diese vor In-
krafttreten des Bebauungsplanes ihre Tätigkeit aufgenommen haben. Die im 
Planentwurf unter Nr. 1. (3) der textlichen Festsetzungen vorgesehene "aus-
nahmsweise Zulässigkeit" von Erweiterungen, Änderungen usw. ist nach un-
serer Auffassung zu eng. Der zukünftige Bestand und die Entwicklungsmög-
lichkeiten dieses historisch gewachsenen Familienbetriebes, der naturgemäß 
einem steten Wandel unterworfen ist, können so nach unserer Einschätzung 
nicht gewährleistet werden. 
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Eine „Fremdkörperfestsetzung“ nach § 1 Abs. 10 BauNVO gilt als 
dauerhafte Sicherung der aktuellen Betriebe sowie deren Be-
triebsabläufe. 
 
Die textliche Festsetzung Nr. 1.3 wird dahingehend geändert, 
dass die beiden Betriebe bzw. die Flurstücke explizit genannt 
werden und deren Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsände-
rungen und Erneuerungen allgemein zulässig sind.  

 2) Tischlerei Lisekam, Herr Timo Lisekam 
Südlich des früheren Mischgebiets im Bereich nach § 34 BauGB ist auf dem 
Grundstück Heideweg 16 die Tischlerei Lisekam ansässig. An diesem Stand-
ort besteht seit rund 50 Jahren eine Tischlerei, die Herr Lisekam von Herrn 
Brörken übernommen hat. Eigentümerin des Grundstücks ist Frau Tirre, Hei-
deweg 16. Da Herr Lisekam den Beitrieb auf Lebenszeit gemietet bzw. ge-
pachtet hat, sollten die Planungen auch für diesen Standort auf eine langfris-
tige angelegt werden. 

 Die Hinweise zum Werdegang sowie zu den zukünftigen Entwick-
lungsabsichten werden zur Kenntnis genommen.  

 Die Tischlerei ist mit einer Absauganlage und einer Lackierkabine ausgestat-
tet. In der Vergangenheit gab es bereits einmal Probleme mit einer direkten 
Nachbarin, welche das Gewerbeaufsichtsamt eingeschaltet hat. Auf Grund 
dessen wird unsererseits befürchtet, dass diese Nachbarin im Fall einer Über-
planung des Betriebes mit einem WA versuchen wird, auch die für ein WA 
geltenden Immissionsrichtwerte durchzusetzen. 

 Der Hinweis zu der Ausstattung des Betriebes sowie zum frühe-
ren Nachbarschaftskonflikt wird zur Kenntnis genommen.  

 Da es sich bei der von Herrn Lisekam betriebenen Tischlerei um einen ge-
nehmigten und alteingesessenen Handwerksbetrieb in einem vormaligen Ge-
biet nach § 34 BauGB handelt, sollte ihm auch der entsprechende Schutz ei-
nes MI zukommen. Wir schlagen daher vor, den Bereich südlich des Brokhau-
ser Weges zwischen Feldkamp und Mohnweg einerseits und Heideweg ande-
rerseits insgesamt als MI auszuweisen. Dies würde auch der zum Teil ge-
werblichen bzw. freiberuflichen Nutzung des Gebietes (Sachverständigenbüro 
für Boden- und Grundwasserschutz, Rohrbruchorter, Ferienwohnung usw.) 
und der näheren Umgebung (Pizzeria im Heideweg, Hotel und andere Ge-
werbe und Dienstleister im Brokhauser Weg) entsprechen. 

 Der Hinweis sowie der Festsetzungsvorschlag werden zur Kennt-
nis genommen.  
 
Es bietet sich die gleiche Realnutzung wie im Bereich des Feld-
kamps, sodass keine wohngebietsunverträglichen Nutzungen, die 
nur in einem Mischgebiet zulässig wären, in dem Bereich zu fin-
den sind.  
Die in der Stellungnahme genannten Betriebe sind wohngebiets-
konform und widersprechen nicht den gewählten Festsetzungen. 
 
Eine Mischgebietsnutzung zwischen Heideweg und Brokhauser 
Weg ist auch deshalb nicht planerischer Wille, da im Bereich 
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Hainbuchenweg/Mohnweg ebenfalls ein allgemeines Wohnge-
biet festgesetzt wurde. Faktisch entspricht die Nutzung in diesem 
Bereich der im weiteren Verlauf des Heidewegs. Eine Mischge-
bietsnutzung in dem angesprochenen Areal ist mit dem Risiko be-
haftet, aufgrund der gewerblichen Nutzungen einen vermehrten 
Schwerlastverkehrsanteil in das Siedlungsgebiet zu erzielen, den 
es bisher nicht gibt. Da auf Grundlage eines Mischgebietes zu-
künftige Bauherren dazu verpflichtet wären, einen gewissen ge-
werblichen Nutzungsanteil nachzuweisen (min. 50%), ist davon 
auszugehen, dass vermehrte Verkehrsbewegungen die Folge wä-
ren.  
 
Die geänderte textliche Festsetzung Nr. 1.3 gilt auch hier. 

 Sofern die Gemeinde Bad Zwischenahn auch für diesen Bereich auf einer 
Festsetzung nach § 1 Abs. 1 BauNVO besteht, schlagen wir eine anlagenbe-
zogene Festsetzung wie für den Betrieb von Frau Heidemann vor, so dass Er-
weiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen der be-
stehenden Anlagen und Betriebe allgemein zulässig sind, sofern diese vor In-
krafttreten des Bebauungsplanes 170 ihre Tätigkeit aufgenommen haben. So-
mit würde auch dieser Betriebsstandort für die Zukunft gesichert. 

 Der Hinweis und der Vorschlag zur weiteren Nutzung für die zwei 
Betriebe nach § Abs. 1 Abs. 10 BauNVO werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

19 

 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

20 

 

 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

21 

 

 

 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

22 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

23 

 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                            BEBAUUNGSPLAN NR. 170 –  
ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 

24 



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                                                                               BEBAUUNGSPLAN NR. 170 – ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 
ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 
25 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Postfach 51 01 53 
30631 Hannover 

  

 Bei erneuter Beteiligung zum selben Vorhaben kennzeichnen Sie bitte die Veränderun-
gen der bisherigen Planung eindeutig, z.B. als Planungsänderungsliste. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Stellen Sie uns die zum Verfahren gehörenden Unterlagen zukünftig bitte digital zur 
Verfügung. Bitte schicken Sie uns den Standort des Planungsvorhabens möglichst in ei-
nem gängigen Geodatenformat bzw. als X-Plan GML. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es findet bereits eine digitale Beteiligung statt, auf die im 
Anschreiben hingewiesen wird. 
 
Die Erstellung von XPlan-GML-Dateien kann aufgrund des 
Arbeitsumfanges erst nach Beendigung des Verfahrens 
erfolgen, daher kann dem Hinweis hier nicht nachgekom-
men werden.  
Die Behörde wurde in einem früheren Beteiligungsver-
fahren dahingehend auch bereits informiert.  

 Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte Hoch-
druckleitungen. Bei diesen Leitungen ist je ein Schutzstreifen zu beachten. Der Schutz-
streifen ist von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu 
halten. Bitte beteiligen Sie die in der folgenden Tabelle genannten Unternehmen direkt 
am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen eingeleitet werden 
können.

 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Das genannte Unternehmen ist ebenfalls im Verfahren 
beteiligt worden, sodass hier auf deren Stellungnahme 
verwiesen wird.  

 Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hin-
weise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kar-
tenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 

 Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
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Schreiben vom 14.07.2022 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Postfach 51 01 53 
30631 Hannover 

  

 Bei erneuter Beteiligung zum selben Vorhaben kennzeichnen Sie bitte die Veränderun-
gen der bisherigen Planung eindeutig, z.B. als Planungsänderungsliste. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechni-
schen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Er-
stellung des geotechnischen Berichts sollten  gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Ver-
bindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

 Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen 
bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bit-
ten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. 
Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@lbeg.nieder-
sachsen.de. 

 

 Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie 
unter www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 

 

 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 

 

 Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raum-
planerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. 
Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfüg-
bare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie An-
spruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 
Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligun-
gen oder objektbezogene Untersuchungen. 
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 Stellen Sie uns die zum Verfahren gehörenden Unterlagen zukünftig bitte digital zur 
Verfügung. Bitte schicken Sie uns den Standort des Planungsvorhabens möglichst in ei-
nem gängigen Geodatenformat bzw. als X-Plan GML. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es findet bereits eine digitale Beteiligung statt, auf die im 
Anschreiben hingewiesen wird. 
 
Die Erstellung von XPlan-GML-Dateien kann aufgrund des 
Arbeitsumfanges erst nach Beendigung des Verfahrens 
erfolgen, daher kann dem Hinweis hier nicht nachgekom-
men werden.  
Die Behörde wurde in einem früheren Beteiligungsver-
fahren dahingehend auch bereits informiert.  

 Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte Hoch-
druckleitungen. Bei diesen Leitungen ist je ein Schutzstreifen zu beachten. Der Schutz-
streifen ist von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu 
halten. Bitte beteiligen Sie die in der folgenden Tabelle genannten Unternehmen direkt 
am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen eingeleitet werden 
können.

 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Das genannte Unternehmen ist ebenfalls im Verfahren 
beteiligt worden, sodass hier auf deren Stellungnahme 
verwiesen wird.  

 Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hin-
weise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kar-
tenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 
geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechni-
schen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Er-
stellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Ver-
bindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

 

 Die allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.  
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 Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 
BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen 
bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bit-
ten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. 
Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@lbeg.nieder-
sachsen.de. 

 

 Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie 
unter www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 

 

 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 

 

 Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raum-
planerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. 
Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfüg-
bare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie An-
spruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 
Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligun-
gen oder objektbezogene Untersuchungen. 
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 Haaren-Wasseracht 
Sandweg 2 
26160 Bad Zwischenahn 

  

 Innerhalb des Plangebietes verläuft der Brokhauser Wasserzug 
(Wzg. 4.04/1), ein Verbandsgewässer der Haaren-Wasseracht (s. 
Anlage). Der Wasserzug ist teilweise verrohrt. 

 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Laut Satzung der Haaren-Wasseracht ist die Errichtung von bauli-
chen Anlagen jeder Art, Einfriedungen über 1,20 m Höhe, Verände-
rungen der Geländeoberkante und Anpflanzungen in einer Entfer-
nung von weniger als 5,0 m von der oberen Böschungsoberkante 
(bzw. der Rohrachse) unzulässig. 
Maßgeblich ist die Böschungsoberkante und nicht die Grundstücks-
grenze. V. G. Regelung ist im weiteren Bauleitplanverfahren unter 
korrekter Darstellung der Lage des Verbandsgewässers zu überneh-
men. 
Der v.g. Gewässerstreifen ist von jeglicher Einzäunung, Bepflanzung, 
Nebenanlagen etc. freizuhalten. Durch das Vorhaben darf der Ab-
fluss der Gewässer der Haaren-Wasseracht nicht verschärft werden. 
Der Nachweis hierzu ist in einer gesonderten Planung zu erbringen. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Planungsunterlagen werden gemäß der Stellungnahme um den ent-
sprechenden Hinweis ergänzt, dass von den Verbandsgewässern ein Ab-
stand einzuhalten ist.  
 
Bei der Erstellung der amtlichen Planunterlage wird die Einmessung der 
Böschungsoberkante vorgenommen.  

 Der Stellungnahme wurde eine PDF-Datei (2.548,4 KB) beigefügt.  Die beigefügte PDF-Datei wird zur Kenntnis genommen.  
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 Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

  

 Wesentliches Ziel dieser Bauleitplanung ist die Neufassung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 1/3 Ofen mit Änderungen, hier 
insbesondere die Überprüfung sowie die Beordnung des Maßes der 
baulichen Nutzung in der Bauerschaft Ofen. 

 Es wird Kenntnis genommen. 

 Gleichzeitig wird mit der 87. Flächennutzungsplanänderung auch 
eine Umplanung der noch in zwei kleineren Teilbereichen ausgewie-
senen Mischgebietsdarstellung in Wohnbaufläche vorgenommen, so 
dass in dem vorgenannten Bebauungsplan auch allgemeine Wohn-
gebiete für diese Bereiche festgesetzt worden sind. 

 

 Seitens der Unteren Wasserbehörde wird darauf hingewiesen, dass 
sich der nördliche Bereich des Bebauungsplanes Nr. 170 im Trink-
wasserschutzgebiet "Alexanderfeld - Schutzzone III A" befindet. Die 
Herstellung bzw. das Betreiben von Erdwärmeanlagen wurde in die-
sem Bereich von dem Trinkwasserversorger EWE Wasser Olden-
burg abgelehnt. Eine Ausnahmegenehmigung nach der Schutzge-
bietsverordnung kann der Landkreis somit für Erdwärmeanlagen 
nicht erteilen. Auf ein Verbot von Erdwärmeanlagen sollte daher im 
Bebauungsplan hingewiesen werden. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Für den betroffenen Bereich ist bereits ein entsprechender Hinweis auf 
das Verbot von Erdwärmeanlagen enthalten (Hinweis Nr. 11).  
 
Weitere Handlungserfordernisse werden hier nicht gesehen.   

 Hinsichtlich der textlichen Festsetzungen ist Folgendes auszuführen: 
Mit der textlichen Festsetzung Nr. 1 Absatz 3 soll festgesetzt werden, 
dass gemäß § 1 Absatz 10 BauNVO in den allgemeinen Wohngebie-
ten Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneue-
rungen von vorhandenen baulichen und sonstigen Anlagen aus-
nahmsweise zulässig sind, die aufgrund der Festsetzung eines allge-
meinen Wohngebietes (WA) gemäß § 4 BauNVO unzulässig wären. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es kann nicht nachvollzogen werden, welche Änderung die „Kann-Vor-
schrift“ für die textliche Festsetzung bedeuten soll.   
 
Anpassungen werden daher nicht vorgenommen.  

 § 1 Absatz 10 BauNVO ist in der Baunutzungsverordnung als "Kann-
Vorschrift" formuliert. Entsprechend bitte ich auch die Festsetzung 
vorzunehmen. 

 

 Bei der textlichen Festsetzung Nr. 3 hinsichtlich der abweichenden 
Bauweise bitte ich zur besseren Verständlichkeit noch einzufügen, 
dass sich die Gebäudelänge jeweils auf ein Gebäude bezieht. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Festsetzung dahingehend zu ändern, dass sich die Gebäudelänge auf 
ein Gebäude bezieht, wird nicht vorgenommen, da dies nicht dem plane-
rischen Willen der Gemeinde entspricht.  
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Es können aufgrund der getroffenen Festsetzungen auch mehrere Ge-
bäude aneinander gebaut werden, sodass die 23 m entsprechend ver-
vielfacht werden würden.  
Die gewählte abweichende Bauweise regelt sich jedoch auf Gesamtlänge 
unabhängig von der Anzahl der Gebäude(teile). 

 Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 wird darauf hingewie-
sen, dass der baurechtliche Begriff des Carports nicht existiert. Hier 
ist festzulegen, ob es sich nur um eine offene "Kleingarage" handeln 
soll oder um "Kleingaragen aus Holz" (§ 12 BauNVO bezieht sich 
nicht auf Carports). 

 Bezüglich der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 wird keine Änderung der 
Formulierung vorgenommen, da die bestehende nicht falsch oder miss-
verständlich ist. Beide Formulierungen sind nicht im BauGB genannt, so-
dass es nicht für notwendig gehalten wird, von der einen in die andere 
überzugehen. 
 

 Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 7.2 bitte ich , die Festset-
zung mit § 32 a NBauO in Einklang zu bringen bzw. abzustimmen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Festsetzung wird angepasst.  

 Bei der textlichen Festsetzung Nr. 8 sind auf der Planzeichnung die 
Lärmpegelbereiche ebenso wie die Baugrenzen zur straßenseitigen 
Grundstücksgrenze einzumessen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es wird die Bemaßung der Baugrenzen sowie der Lärmpegelbereiche vor-
genommen.  

 Die textliche Festsetzung Nr. 8.2 ist im Übrigen unvollständig. Hier 
fehlt die Fortführung des Satzes. Auch fehlen weitere Bestandteile 
der Festsetzung. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Planzeichnung wird entsprechend angepasst.  

 Im Übrigen ist auch darzustellen, ob diese Lärmschutzmaßnahme 
nur für Neubauten Gültigkeit haben sollen oder auch für die Ände-
rung von baulichen Anlagen, die einem Neubau gleichkommen oder 
auch für Erweiterungen des Wohnhauses, da die genehmigten Ge-
bäude im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes Bestandsschutz 
genießen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die textliche Festsetzung Nr. 8.4 sagt aus, dass entsprechende Nach-
weise für Neubauten oder Umbauten, die einem Neubau gleichkommen 
im Zulassungsverfahren zu erbringen sind, sodass auf weitere Anpassun-
gen verzichtet wird.  

 Beim Hinweis Nr. 4 weise ich darauf hin, dass die Niedersächsische 
Bauordnung in der jeweils gültigen Fassung gilt, nicht eine be-
stimmte, zeitlich fixierte Version. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis wird entsprechend aktualisiert.  



GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN                                                                                                                                                               BEBAUUNGSPLAN NR. 170 – ZWISCHEN NORDWEG UND HEIDEWEG - 
ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 3 ABS. 1 UND § 4 ABS. 1 BAUGB 

 
38 

 Hinsichtlich der örtlichen Bauvorschriften bitte ich ebenfalls den Hin-
weis auf die Anwendbarkeit (Neubauten, Änderungen, die einem 
Neubau gleichkommen, Anbauten?) aufzunehmen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Eine Anpassung der Unterlagen erfolgt nicht, da die örtlichen Bauvor-
schriften nicht im Bestand greifen sollen. Bei bspw. Anbauten auf die Ein-
haltung der Vorschriften auch im Bestand zu bestehen, wird als unver-
hältnismäßig gesehen.  

 Die unter 3. aufgeführte Höhe der Geldbuße beträgt bis zu 500.000 
?. Hier wird ebenfalls um Korrektur gebeten. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Geldbuße wird entsprechend auf 500.000 € angepasst.  

 Weiter ist parallel zur Otto-Hahn-Straße eine zu schützende Wallhe-
cke dargestellt. Gemäß Bebauungsplan ist deren Mitte auf der 
Grundstücksgrenze belegen, was anhand der vorliegenden Luftbilder 
nicht eindeutig zu erkennen ist. 
Hier bitte ich um entsprechende Überprüfung. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die dargestellten Wallhecken entsprechen den Darstellungen des Wall-
heckenkatasters des Landkreises Ammerland. Ggf. sollte dieses entspre-
chend aktualisiert werden. 
 
Die Wallhecken werden nach Begehung durch das Katasteramt/Tiefbau- 
und Grünflächenamt aus der Planung genommen.  

 Auch gibt die vorhandene Bebauung die Existenz einer Wallhecke in 
großen Teilbereichen nicht (mehr) her. 

 

 Aus immissionsschutzfachlicher Sicht bestehen gegen diesen Be-
bauungsplan noch Bedenken. 
 
Verkehrslärm: 
Begründung:In Kapitel 7 wird auf die Straße "Mittellinie - K 138" Be-
zug genommen, obwohl es sich um die "August-Hinrichs-Straße" 
handelt. 

 Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
Die Bezeichnung des Immissionsortes wird in „August-Hinrichs-Straße“ 
geändert.  

 Es sollte bei der Formulierung zur Anwendung des passiven Schall-
schutzes darauf geachtet werden, dass auch verfahrensfreie Maß-
nahmen, wie beispielsweise der Austausch von Fenstern im Rahmen 
von energetischen Sanierungsmaßnahmen, mit einbezogen werden, 
damit auch hierbei eine Einhaltung des passiven Schallschutzes ge-
wahrt bleibt. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Da die Maßnahmen zulassungsfrei sind und somit seitens der Kommune 
bzw. der Bauaufsichtsbehörde keine Kenntnis darüber besteht, dass sol-
che Maßnahmen durchgeführt werden, greift die Möglichkeit der Kon-
trolle hier nicht.  
Eine Änderung wird nicht vorgenommen.  
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 Nach aktueller DIN 4109-1: 2018-01 handelt es sich um gesamtbe-
wertete Schalldämmmasse der Außenbauteile (R'w ges). Die Be-
schreibung ist an die Darstellung des Kapitels 7 der aktuellen Norm 
anzupassen. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Es wird eine entsprechende Anpassung vorgenommen.  
 

 Planzeichnung: 
Die vorgeschlagenen textlichen Festsetzungen de Schallgutachtens 
sind nicht vollständig als textliche Festsetzungen dargestellt (TF 8). 

 

 Bei der textlichen Festsetzung Nr. 8 Absatz 4 (Hinweis: die Absätze 
3 und 4 fehlen in den Festsetzungen komplett, Absatz 2 ist nur teil-
weise enthalten) sollte die Formulierung so angepasst werden, dass 
auch verfahrensfreie Maßnahmen, wie beispielsweise der Austausch 
von Fenstern im Rahmen von energetischen Sanierungsmaßnah-
men, mit einbezogen werden, damit auch hierbei eine Einhaltung des 
passiven Schallschutzes gewahrt bleibt. 
 
Vorschlag: 
Der Nachweis zur Einhaltung der Anforderungen an die Schalldämm-
maße der Wohnrauminnenpegel bzw. der Außenpegel bei Außen-
wohnbereichen ist bei Neubauten oder Umbauten, die einem Neubau 
gleichkommen, im Zulassungsverfahren zu führen. Die Anforderun-
gen sind auch im Rahmen von energetischen Sanierungsmaßnah-
men zu beachten. Der ausreichende Lärmschutz ist im Einzelfall 
durch einen Sachverständigen nachzuweisen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Es wird empfohlen, in der Plandarstellung aufgrund des zulässigen 
dB- genauen Nachweise nach DIN 4109-1:2018-1 alle einzelnen Iso-
phone gemäß der Darstellung und Anlage 2 des Schallgutachtens 
darzustellen und zu bemaßen. 

 Die Empfehlung wird abermals zur Kenntnis genommen.  
  

 Schallgutachten: 
Das Plangebiet ist in der Karte auf Seite 4 im Gutachten falsch mar-
kiert. Die Berechnung des Verkehrslärms ist gemäß Gutachten nach 
RLS 19 durchgeführt worden. Nach dem Stand der Technik ist mit 
der RLS 19 die Ermittlung der Geräuschimmissionen vorzunehmen. 
Aus dem Entwurf zur DIN 18005-1:2022-02 ist zu entnehmen, dass 
der statische Verweis auf die anzuwendende RLS angepasst werden 
soll. Durch die aktuelle gültige RLS 19 wird die Lärmsituation reali-
tätsnäher abgebildet. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Es wird Rücksprache mit dem Schallgutachter gehalten und die Planungs-
unterlagen bis zur Öffentlichen Auslegung aktualisiert.  
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 Grundsätzlich ist es ausreichend, die Berechnung ohne Wohnbebau-
ung durchzuführen. In Kapitel 5.5 des Schallgutachtens ist als Maß-
nahme dargelegt, dass in Bereichen nachts über 45 dB(A) schallge-
dämmte Lüftungsanlagen einzusetzen sind. In dem Vorschlag zur 
textlichen Festsetzung wird jedoch auf die Lärmpegelbereiche abge-
stellt. Der Lärmpegelbereich III beginnt jedoch bei 60 dB(A), dem 
nach der Vorschrift der DIN 4109-2 bei Basisnachtzeiten ein Beurtei-
lungspegel von 47 dB(A) zu Grunde liegt. Damit ergibt sich auch ein 
Teilbereich des Lärmpegelbereiches II, wo entsprechende Maßnah-
men erforderlich sind. 

  

 Gleiches gilt für die Festsetzung bezüglich der Außenwohnbereiche. 
An diesen ist ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) durch Anlegung auf 
der lärmabgewandten Gebäudeseite oder durch entsprechende bau-
liche Maßnahmen einzuhalten. Aus den Rasterlärmkarten in Höhe 
von 5,2 m ergibt sich, dass sich je 55 dB(A) Isophone zur Tageszeit 
in etwa auf der Höhe der Lärmpegelbereichsgrenze von II zu III be-
findet. Daher kann die getroffene Festsetzung im vorliegenden Fall 
als wirksam angesehen werden. 

 

 Gewerbliche Lärmimmissionen: 
Im Zuge der Überplanung von Mischgebieten hin zu allgemeinen 
Wohngebieten ändern sich für die überplanten Betriebe die einzuhal-
tenden Immissionsrichtwerte. Es ist eine Aussage darüber zu treffen, 
ob sich hierdurch Konflikte ergeben. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es wird eine Ergänzung der Begründung vorgenommen.  

 Seitens der Unteren Naturschutzbehörde wird darauf hingewiesen, 
dass in der Planlegende ein Symbol für die als zu erhalten festge-
setzten Bäume dargestellt ist. Weiter werden Einzelbäume im Text 
an der Stelle Seite 15 unter 6. Erhaltung und Anpflanzung von Bäu-
men benannt. Dieses Symbol bzw. eine Lagebeschreibung findet 
sich in der vorliegenden Gebietsdarstellung oder in der Begründung 
jedoch nicht weiter. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Bestandsaufnahme der zu erhalten festzusetzende Einzelbäume wird 
bis zur Öffentlichen Auslegung durchgeführt sein, sodass im Plangebiet 
selbst solche Festsetzungen zu finden sein werden.  

 Die entsprechenden als zu erhalten festzusetzenden Bäume sind da-
her entweder in der Karte nachzutragen oder die Verweise auf Ein-
zelbäume in Karte und Text müssen entfallen. 

 

 Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird empfohlen, den Versiegelungs-
grad bei Neubauten auf ein Minimum zu beschränken und leichte Ar-
ten der Versiegelung, wie z. B. Flachdächer mit Kiesschüttung oder 

 Mit der vorliegenden Bauleitplanung wird kein neues Baurecht ge-
schaffen, sondern für die bisherigen Bereiche nach § 30 BauGB 
das Maß der baulichen Nutzung in Form der zulässigen Vollge-
schosse sowie für den nach § 34 BauGB zu beurteilenden Bereich 
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Gründächer sowie Pflaster ohne Fugenverguss, Rasen und Splittfu-
genpflaster, Rasengittersteine, Ökopflaster, wassergebundene De-
cken oder ähnliches zu verwenden. 

eine Angleichung der Festsetzungen vorgenommen. Somit besteht 
bereits im gesamten Geltungsbereich die Möglichkeit vom Bau-
recht Gebrauch zu machen, sodass Versiegelungen bereits heute 
möglich sind.  
Ziel der Gemeinde ist hier nicht die Schaffung zusätzlicher Bau-
rechte, sondern insbesondere die Anpassung des Maßes der hori-
zontalen baulichen Nutzung, weshalb entsprechende Festsetzun-
gen nicht getroffen werden. 

 Zukünftige Bauvorhaben müssen im Zulassungsverfahren darlegen, 
dass sowohl die Oberflächenentwässerung als auch die Abwasser-
beseitigung gesichert und die Oberflächenentwässerung so geregelt 
ist, dass benachbarte Grundstücke nicht beeinträchtigt werden. 
Eventuelle Auffüllungen von Grundstücken dürfen nur so hergestellt 
werden, dass benachbarte Grundstücke durch oberflächlich 
abfließendes Niederschlagswasser nicht negativ beeinträchtigt wer-
den. Eine Anfüllung von Baugrundstücken ists maximal bis zu der 
Geländehöhe der benachbarten Grundstücke zulässig. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die genannten Vorgehen im nachgelagerten Zulassungsverfahren sind 
für das vorliegende Bauleitplanverfahren ohne Auswirkungen auf die Pla-
nungsinhalte.  

 Die Untere Wasserbehörde des Landkreises behält sich vor, von den 
Grundstückseigentümern weitere Maßnahmen zur Regenrückhaltung 
zu fordern, wenn sich örtlich Probleme durch die Erhöhung des Ab-
flusses ergeben. Eine Einleitung von Oberflächenwasser in private 
Gräben ist mit den betroffenen Grundstückseigentümern vorher ab-
zustimmen. 
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 Tiefbau- und Grünflächenamt der Gemeinde Bad Zwischenahn 
Am Brink 9 
26160 Bad Zwischenahn 

  

 1. Die am Feldkamp gelegenen Flurstücke 67/11, 67/12, 67/13 und 
67/14 sind im Eigentum der Gemeinde, wurden aber den Wohnbau-
grundstücken zugeschlagen (Allgemeines Wohngebiet). Es sollte ge-
prüft werden, ob eine Widmung hierfür noch besteht. Ggf. ist diese 
aufzuheben, so dass die Grundstücke auch tatsächlich den jeweili-
gen Baugrundstücken zugeordnet werden können.  

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Eine Widmung für die Flurstücke wurde bisher nicht vorgenommen und 
wird aufgrund der Realnutzung (z.T. bereits durch Nebenanlagen über-
baut) nachträglich als nicht umsetzbar gesehen.  
 
Ein Verkauf der angesprochenen Grundstücke an die angrenzenden 
Grundstücksbesitzer wird durch das Tiefbau- und Grünflächenamt ge-
prüft; die Festsetzung als allgemeines Wohngebiet würde in diesem Falle 
Bestand haben.  

 2. Das Flurstück 110/21, gelegen am Brokhauser Weg, ist im Eigen-
tum der Gemeinde. Es liegt in einem Kurvenbereich, wo der 
Brokhauser Weg nur eine Breite von knapp 8 m aufweist. Das Flur-
stück sollte als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt werden, um ei-
nen späteren Ausbau im Kurvenradius zu ermöglichen. Das gilt auch 
für das westlich davon liegende Flurstück 110/20. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Es wird eine Überprüfung der Festsetzung vorgenommen.  

 3. Die Festsetzung öffentliche Grünfläche (Flurstücke 120/54, 
120/49 und 120/45) enthält keine Zweckbestimmung. Es wird darauf 
hingewiesen, dass dort auch eine Fußwegeverbindung besteht. Hie-
rauf sollte zumindest in der Begründung eingegangen werden. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Festsetzung der öffentlichen Grünfläche wird entsprechend der Stel-
lungnahme in die Festsetzung als besondere Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung „Fußweg“ geändert. 

 4. Die Flurstücke 115/27 und 120/8 sind im Eigentum der Gemeinde 
und sind Bestandteil des Heideweges. Sie sind daher als öffentliche 
Verkehrsfläche festzusetzen und die Festsetzung Wallhecke ist her-
auszunehmen. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Darstellung als öffentliche Verkehrsfläche wird übernommen. Die 
Darstellung als Wallhecke ist obsolet, da diese nicht mehr vorliegt.   

 5. Das Flurstück 111/1 ist als öffentliche Grünfläche festgesetzt wor-
den. Es gehört aber nicht der Gemeinde. Eigentumsrechtlich gehört 
es zum Grundstück Brokhauser Weg 24. Die Festsetzung ist zu über-
prüfen (private Grünfläche?). 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Fläche wird in der Entwurfsfassung als private Grünfläche dargestellt.  
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 BürgerIn 1   

 Die Belange bzgl. der Natur/Landschaft, der Wasserwirtschaft und 
bzgl. des Klimaschutzes bzw. der Klimaanpassung sind meines Erach-
tens leider unzureichend bzw. zu unkonkret dargestellt. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 Eine Verdichtung des bestehenden Baugebietet sollte im Bebau-
ungsplan auf folgende Punkte eingehen: 
- Schutz bestimmter Bereiche von Grünflächen (am besten auch pro-
zentualer Mindestschutz) um der weiteren Versiegelung entgegen 
zu wirken 
- ältere Bäume sollten als besonders geschützt gelten 
- Schottergärten verboten 
- Schwamm- bzw. Sickerbereiche eingeplant werden (um mit künfti-
gen Starkregenereignissen umgehen zu können). 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Durch die vorliegende Bauleitplanung sind mindestens 40 % des Grund-
stückes zu begrünen (GRZ: 0,4 zzgl. 50% Versiegelung für Nebenanlagen, 
Stellplätze und Zuwegungen), nochmals unterstrichen durch die örtliche 
Bauvorschrift Nr. 2, die „Schottergärten“ verbietet (als Klarstellung zu § 9 
Abs. 2 NBauO). 
 
Baumbestände sind bis zur öffentlichen Auslegung einzumessen und als 
zu erhalten darzustellen. Das Alter ist dabei nebensächlich, da auch äl-
tere Bäume gefällt werden müssen, wenn ihre Standfestigkeit gefährdet 
ist.  
 
Schwamm- und Sickerbereiche können in einem bestehenden Siedlungs-
gebiet – sofern diese notwendig sind – nicht nachträglich festgesetzt 
werden, da die Flächen dafür fehlen. Eine Enteignung zu diesem Zwecke 
ist mit aufwendigen Verfahren und hohen Kosten verbunden, Grundlage 
für ein solches Verfahren wären zudem aufwendige Gutachten, die auch 
eine sinnvolle Verortung aufzeigen.  
 

 Kann der Verkauf von Grundstücken an Großinvestoren, die nur auf 
Gewinn und möglichst viel Wohnfläche aus sind, aber in der Nach-
barschaft dann letztlich durch ihre Bauweisen für Ärger sorgen, ver-
hindert werden? 

 Private Kaufabsichten an Großinvestoren können von der Gemeinde 
nicht unterbunden werden, da es keine gesetzliche Grundalge für ein sol-
ches Handeln gibt.   

 Und: wenn derzeit die Kita und Schule in Ofen bereits nicht genü-
gend Plätze haben, mit Modulen nachgearbeitet werden muss, kann 
eine Nachverdichtung der Fläche, die künftig weitere Kita- bzw. 
Schulplätze fordern wird, zumindest mit Augenmaß erfolgen? 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die vorliegende Planung überplant einen bereits bestehenden Siedlungs-
bereich in Ofen, schafft jedoch keine neuen Baurechte. 
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Auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 1/3, Ofen sind 
bereits Festsetzungen im Maß der baulichen Nutzung getroffen worden, 
die durch die vorliegende Planung weiter konkretisiert werden. So wer-
den bspw. die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten je Wohngebäude so-
wie die abweichende Bauweise eingeführt, die zu einer stärkeren Regle-
mentierung zukünftiger Neubauvorhaben führen. Durch solche Festset-
zungen werden im Vergleich zum bisherigen Bebauungsplan weniger 
Wohneinheiten zulässig sein, sodass hier auch von einem Effekt auf die 
Bildungseinrichtungen in der Bauerschaft auszugehen ist.  
 
Der Gemeinde liegt es indes fern, bestehende Siedlungsgebiete unange-
messen in ihrer Entwicklung einzuschränken, sofern keine städtebauli-
chen Missstände vorliegen, die ein solches Handeln rechtfertigen.  

 Das Ammerland, insbesondere die Gemeinde Bad Zwischenahn, 
sollte Gartengemeinden erhalten. Schon klar, dass schon alleine we-
gen der Nähe zu Oldenburg, grds. eine große Nachfrage besteht. 
Aber muss die bedient werden, wenn angesichts des Klimawandels 
und Artenschwunds der vorhandene Grünraum, die Gärten, eine 
wichtige Rolle spielen? Auch wenn Nachverdichtung natürlich besser 
ist als ein Neubau sollten sich die Gemeinderatsmitglieder und sons-
tige Verantwortliche diese Fragen, auch bei allen künftigen B-Plä-
nen, immer wieder stellen. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Wie bereits in der Begründung dargelegt, werden durch die Bauleitpla-
nungen keine neuen Baurechte geschaffen.  
Der Vergleich zwischen rechtskräftigen Bebauungsplan und der vorlie-
genden Bauleitplanung zeigt, dass nur marginale Änderungen bspw. der 
Baugrenzen vorgenommen werden, die jedoch keine grundlegenden Ein-
flüsse auf die Artenvielfalt oder private Gärten nehmen. Dies liegt darin 
begründet, dass weiterhin die zulässige Grundflächenzahl von 0,4 gilt, 
die übernommen wurde. Ohne Erhöhung dieser Zahl ist auf dem Grund-
stück keine Verschärfung der Versiegelung möglich. Zudem werden auf-
grund der Neuaufstellung zukünftig die Zuwegungen und Stellplätze so-
wie Nebenanlagen auf die zulässige GRZ II von 0,6 anzurechnen sein (dies 
ist bisher nicht der Fall), sodass in der Gesamtrechnung weniger Versie-
gelungen möglich sind.  
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 BürgerIn 2   

 ich habe gelesen, das die Gemeinde den Bebauungsplan Nr. 170 in 
Ofen aufstellen möchte. Auch eine Änderung des Flächennutzungs-
plans soll vorgenommen werden. 
Da meine Tischlerei von dieser Änderung betroffen ist, möchte ich 
hiermit eine Eingabe gegen die Änderungen machen. 

 Es wird Kenntnis genommen. 

 Meine Tischlerei [Ammerländer Binsenstühle] besteht seit 1901 und 
ist seit 1905 in Ofen ansässig. 
Erst wurde das Wohnhaus gebaut, die heutige August - Hinrichs - 
Str. 29. In diesem Gebäude wohnte zu damaliger Zeit die Familie, 1 
Raum war die Werkstatt und die Ziegen hatten auch noch einen 
Platz auf der Diele. 
1928 wurde das 1. Werkstattgebäude auf dem Grundstück gebaut. 
Dieses ist bis heute erhalten und wurde mit den Jahren stetig erwei-
tert. 
Damit kann ich zu Recht sagen, unser Familienbetrieb ist seit über 
100 Jahren auf dem gleichen Grundstück, hier in Ofen tätig. Erst 
nach uns kamen die Siedlungen, die Bundeswehr, der Linienbus usw. 
Durch die Änderung in ein Wohngebiet habe ich somit Angst um den 
weiteren Bestand unseres Betriebes. In einem Handwerksbetrieb 
geht es an sich immer ein wenig lauter zu, wie in einem Wohnge-
biet. Wir haben Kundenverkehr, Anlieferung mit Lastwagen, Absaug-
anlage vom Maschinenraum die nach draußen führt, Absauganlage 
im Lackierraum, Holztrocknungskammer die mit Späne geheizt wird . 
All diese Punkte sind konträr mit den allgemeinen Vorgaben eines 
Wohngebietes. 
Mein Sohn plant den Betrieb später weiterzuführen und so die 120 
jährige Familiengeschichte weiter zuschreiben. 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 Daher möchte ich, dass unser Standort gesichert ist, und auch mein 
Sohn später mit dem Wandel der Zeit - und damit vielleicht verän-
derte Anforderungen an Maschinen, Gebäude und Personal agieren 
kann. 

 Der Wunsch wird zur Kenntnis genommen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass neben der Änderung des Flächennut-
zungsplanes vorrangig der Bebauungsplan geändert wird. 
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Daher bin ich der Meinung, wenn Sie den Flächennutzungsplan än-
dern möchten, die August - Hinrichs - Str.-. 31, davon auszuschließen 
und weiter dieses Grundstück als Mischgebietstreifen anzusehen. 

Im Rahmen der Bauleitplanung kann keine „Briefmarkenplanung“ erfol-
gen, d.h. die Ausweisung eines einzelnen Grundstückes als Mischgebiet 
kann nicht vorgenommen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Faktisch besteht das Mischgebiet nur in der Planzeichnung, da außer des 
Tischlereibetriebes keine weiteren Nutzungen vorzufinden sind, die nicht 
in einem Allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässig wären. Das ge-
samte Plangebiet ist bis auf den genannten Betrieb komplett durch eine 
Wohnnutzung geprägt. Die angrenzenden Bebauungspläne sehen eben-
falls nur allgemeine Wohngebiete vor. Eine Beibehaltung der Ausweisung 
eines Mischgebietes würde konfliktbehaftet sein, da bei Aufgabe der ak-
tuellen Nutzung zukünftige Grundstückseigentümer ein gewisses Maß an 
gewerblicher Nutzung nachweisen müssten (min. 50%), oder eine „Brief-
markenplanung“ bedeuten vorläge, die jedoch nicht planerisches Ziel der 
Gemeinde ist und für zukünftige Bauleitplanung eine ungewollte Refe-
renzfunktion einnehmen könnte.  
 
Es sind keine Nachteile für die aktuelle Nutzung bzw. dem Grundstücks-
eigentümer durch die vorliegende Überplanung zu erwarten. Nach 
Rechtsprechung bedeutet eine Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO 
dass der Betriebsinhaber nicht mit den Nutzungsmöglichkeiten vorlieb-
nehmen muss, die ihm sonst nur im Rahmen des herkömmlichen Be-
standsschutzes verbleiben (im Wesentlichen Reparatur- und Erhaltungs-
maßnahmen), sondern dass er je nach der Maß der getroffenen Rege-
lung weiterhin Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und 
Erneuerungen vornehmen kann. Vorhandenen Nutzungen werden auf 
diese Weise Entwicklungschancen offengehalten, selbst wenn sie dem 
Charakter des festgesetzten Gebiets an sich fremd sind (vgl. BayVGH, B.v. 
23.12.2013 – 15 CS 13.1865 – juris Rn. 15).  
Eine „Fremdkörperfestsetzung“ nach § 1 Abs. 10 BauNVO gilt als dauer-
hafte Sicherung der aktuellen Betriebe sowie deren Betriebsabläufe. 
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